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Zukunft solidarisch gestalten 

Zentrale gewerkschaftliche Anforderungen zur Bundestagswahl 2021 

Für die Bundestagswahl 2021 stellen die Corona-Pandemie und ihre Bewältigung eine herausfordernde Ausgangslage 

dar. Die Aus- und Nachwirkungen der Krise insbesondere auf Beschäftigungsperspektiven und die wirtschaftliche Ent-

wicklung in unserem Land und in Europa bleiben schwer absehbar. In dieser wirtschaftlich und gesellschaftlich labilen 

Situation steht für die deutschen Gewerkschaften ein verantwortlicher Umgang mit den Krisenfolgen an erster Stelle – 

angefangen beim Erhalt von Arbeitsplätzen über die Sicherung unserer Sozialsysteme und die gerechte Finanzierung und 

Verteilung der Krisenkosten bis hin zur Verteidigung von Grund- und Freiheitsrechten.  

Mit unserer Tarifpolitik und den Instrumenten der Mitbestimmung leisten wir, aus eigener Kraft und gemeinsam mit den 

betrieblichen Interessenvertretungen, einen wichtigen Beitrag, dass die Krisenbewältigung nicht zu Lasten der Beschäftig-

ten geht. Gleichzeitig nehmen wir aber auch die Politik in Verantwortung. Deshalb fordern wir jetzt und für die Zeit nach 

der Bundestagswahl  

 einen klaren Vorrang für eine Politik der Beschäftigungs- und Standortsicherung,  

 einen krisengerechten Ausbau der arbeitsmarktpolitischen Instrumente, insbesondere der Kurzarbeit,  

 bessere Rahmenbedingungen für eine Stabilisierung der Einkommen, auch als nachfragestützendes Instrument der 

Konjunkturpolitik,  

 eine ambitionierte Investitionsoffensive zur zukunftsgerechten Gestaltung der klimapolitischen und digitalen Trans-

formation,  

 eine sozial gerechte Finanzierung der Krisenlasten und Verteilungspolitik,  

 tragfähige Strategien für eine offensive Industrie- und Dienstleistungspolitik, 

 Investitionen in einen handlungsfähigen Staat,  

 die Entwicklung präventiver Strategien für den Fall neuer pandemischer Herausforderungen.  

 

Solidarischen Zusammenhalt festigen, Sicherheit im Wandel schaffen 

Bei der Bewältigung der Corona-Krise schneidet Deutschland vergleichsweise gut ab. Durch schnelles und entschlossenes 

Handeln hat die Politik in engem Zusammenspiel mit den Gewerkschaften und im Rahmen der Sozialpartnerschaft bislang 

die schlimmsten Folgen einer Wirtschaftskrise verhindern können. Das hat das Vertrauen in unsere Demokratie und den 

solidarischen Zusammenhalt unserer Gesellschaft gestärkt. Jetzt kommt es darauf an, dass die Politik für die kommenden 

Jahre die Weichen in Wirtschaft und Arbeitswelt richtig stellt. 

Wir leben in einer Zeit großer Umbrüche: rasante Digitalisierung, klimapolitische Transformation, demographischer Wan-

del, ungeregelte und machtgetriebene Globalisierung. Die Pandemie hat diese Prozesse der Veränderung weiter be-

schleunigt und forciert.  

In einer Zeit der Umbrüche sind Sicherheit und verlässliche Zukunftsperspektiven für die Menschen entscheidend. Solidari-

tät, Gleichheit, Freiheit und Gerechtigkeit sind die Voraussetzungen für eine Politik, die den Menschen in den Mittelpunkt 

ihres Handelns stellt. 
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Daher sind die politischen Weichenstellungen, für die wir uns einsetzen, immer auf zwei Ziele ausgerichtet: Sie müssen in 

der Corona-Krise gesundheitlichen und wirtschaftlichen Schaden von allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ab-

wenden und gleichzeitig den Übergang in eine digitale und klimaneutrale Wirtschaft und Arbeitswelt sozial und gerecht 

gestalten.  

Wir erwarten von den Parteien im nächsten Bundestagswahlkampf belastbare und verbindliche Aussagen darüber, wie 

sie 

 den Zusammenhalt unserer Gesellschaft festigen, Geschlechtergerechtigkeit vorantreiben, Chancengleichheit fördern 

und die Demokratie in Deutschland und Europa stärken wollen. 

 die Arbeitswelt der Zukunft im Interesse aller Beschäftigten gestalten und dabei auch ihrem Anspruch auf mehr Ar-

beitszeitsouveränität genügen wollen. 

 den solidarischen Sozialstaat stärken wollen, um für die Menschen Sicherheit im Wandel zu schaffen. 

 eine sozial gerechte, ökologisch nachhaltige, ökonomisch vernünftige und geschlechtergerechte Transformation ge-

stalten wollen. 

 die Handlungsfähigkeit des Staates stärken und für Verteilungsgerechtigkeit sorgen wollen. 

Diese Themen sind aktueller denn je.  

 

1. Zusammenhalt fördern – Mitbestimmung und Demokratie stärken 

Demokratie beginnt in der Arbeitswelt. Gewerkschaften übernehmen gemeinsam mit den Betriebs- und Personalräten 

Verantwortung und gestalten Zukunft. Auch in Zeiten der Pandemie hat sich wieder gezeigt, wie wichtig der Schutz der 

Beschäftigten durch Tarifverträge und Mitbestimmung ist. Eine gelungene Gestaltung der Transformation verlangt eine 

flächendeckende Tarifbindung und mehr Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten. Um diese Stärke auch in Zeiten des 

Wandels erhalten zu könnten, brauchen wir bessere Rahmenbedingungen vom Gesetzgeber. 

Die Transformation unserer Wirtschaft und Arbeitswelt und durch sie bedingte gesellschaftliche Veränderungsprozesse 

führen bei vielen Menschen zu Verunsicherung. Rechtspopulistische und –extremistische Kräfte versuchen, diese und die 

Besorgnis der Menschen für ihre Zwecke zu instrumentalisieren - auch indem sie gezielt die Politik zur Bekämpfung der 

Pandemie in Frage stellen.  

Die Gewerkschaften setzen sich für eine Politik des gesellschaftlichen Zusammenhalts und der Chancengleichheit ein, die 

gleichwertige Lebensverhältnisse in Ost und West schafft, gleiche Verwirklichungschancen für Männer und Frauen ge-

währleistet, die Lasten der Pandemiebewältigung sozial gerecht verteilt, die Prinzipien demokratischer Rechtsstaatlichkeit 

verteidigt und eine politische Kultur demokratischer Teilhabe fördert – und das generationenübergreifend und unabhän-

gig von der Herkunft.  

Das Engagement gegen Extremismus, Antisemitismus und Rassismus bedarf gezielter Unterstützung durch die Politik. Wir 

wollen, dass die vielfältigen zivilgesellschaftlichen Initiativen ermutigt und dauerhaft finanziell unterstützt werden. 

Wir fordern von allen demokratischen Parteien im Bundestagswahlkampf: 

 eine starke Sozialpartnerschaft und eine Stärkung der Tarifbindung durch  
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 flankierende Maßnahmen des Gesetzgebers zur Steigerung der Attraktivität von Tarifverträgen, mit denen etwa 

tarifvertraglich vereinbarte Zusatzleistungen und Aufstockungen durch Steuerbefreiung privilegiert und Anreize 

für Unternehmen und Beschäftigte für einen Verbands- bzw. Gewerkschaftsbeitritt gesetzt werden. 

 die Abschaffung von sogenannten „Ohne-Tarif“-Mitgliedschaften in Arbeitgeberverbänden als Instrument zur 

Umgehung von Tarifschutz. 

 die verbindliche Fortgeltung von Tarifverträgen in ausgegliederten Unternehmenseinheiten. 

 eine Erleichterung des Verfahrens zur Allgemeinverbindlichkeitserklärung geltender Tarifverträge sowie die Er-

streckung regional allgemeinverbindlicher Tarife auf Entsendefirmen. 

 ein Bundestariftreuegesetz, damit Tariftreue von Unternehmen neben weiteren sozialen Kriterien wie Ausbil-

dungsquoten zur Voraussetzung für die öffentliche Auftragsvergabe und die Bewilligung staatlicher Fördermittel 

wird.  

 die Förderung der Tarifbindung im Handwerk durch die Anerkennung von Innungen als öffentlich-rechtliche In-

stitutionen. So werden Innungen in die Pflicht genommen, ihrer Aufgabe als Tarifverband nachzukommen. 

 die Möglichkeit für Gewerkschaftsmitglieder, ihren Gewerkschaftsbeitrag zusätzlich zum Arbeitnehmer-Pausch-

betrag steuerlich geltend machen zu können. Auch Mitglieder, deren Einkommen so gering ist, dass kein Lohn-

steuerabzug ausgelöst wird, sollten entlastet werden. 

• eine gesetzliche Stärkung und Erweiterung betrieblicher Mitbestimmungsrechte, die den veränderten Anforderungen 

von Transformation und Digitalisierung gerecht wird, die Erosion bestehender Mitbestimmungsstrukturen stoppt und 

ihren Ausbau fördert. Dafür erforderlich sind v.a.   

 eine deutliche Vereinfachung des Wahlverfahrens sowie ein verbesserter Kündigungsschutz für alle Beteiligten, 

um die aktuell grassierende Behinderung von Betriebsratswahlen zu verhüten.  

 die Aufnahme neuer Mitbestimmungsrechte in das Betriebsverfassungsgesetz zu Themen wie Umwelt- und Kli-

maschutz, Digitalisierung und KI, Internationalisierung.  

 die Stärkung der Gestaltungsoptionen von Betriebsräten in traditionellen Mitbestimmungsfeldern wie Beschäfti-

gungssicherung, Verhinderung des Missbrauchs von Werkverträgen und Leiharbeit, Weiterbildung und Mobile 

Arbeit.  

• die Schließung von Schlupflöchern bei der Unternehmensmitbestimmung durch den deutschen und europäischen Ge-

setzgeber. Dies beinhaltet insbesondere 

 eine Reform der SE-Gesetzgebung,  

 die Erstreckung der Unternehmensmitbestimmung auf ausländische Rechtsformen,  

 das Schließen der „Lücke in der Drittelbeteiligung“, 

 die Einführung einer Europäischen Rahmenrichtlinie Unterrichtung, Anhörung und Unternehmensmitbestimmung 

sowie  
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 eine am Vorbild der Montanindustrie orientierte Modernisierung der Unternehmensmitbestimmung, die u.a. da-

rauf abzielt, das Doppelstimmrecht des Aufsichtsratsvorsitzenden für alle Maßnahmen der strategischen Ausrich-

tung des Unternehmens durch ein Schlichtungsverfahren zu ersetzen und die Schwellenwerte der Mitbestim-

mungsgesetze zu senken. 

 eine nachhaltige Gleichstellungsstrategie, mit der alle politischen Planungen, Vorhaben und Finanzentscheidungen 

daraufhin geprüft werden, ob und inwiefern sie die Gleichstellung von Männern und Frauen vorantreiben. 

 die Stärkung der Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte von Seniorinnen und Senioren sowie Migrantinnen und 

Migranten auf allen politischen Ebenen. 

 

2. Arbeitswelt der Zukunft gestalten – Ordnung auf dem Arbeitsmarkt schaffen 

Pandemie-bedingt verlaufen die ohnehin rasanten Veränderungen unserer Arbeitswelt wie im Zeitraffer. Umso wichtiger 

ist die Wiederherstellung eines sozial geordneten Arbeitsmarktes mit sicheren Arbeitsplätzen, die ein selbstbestimmtes 

Leben und verlässliche Perspektiven ermöglichen. 

Beschäftigte brauchen in der Corona-Krise und in der Transformation bedarfs- und geschlechtergerechte Qualifizierung 

und einen besseren Arbeitsschutz. Sie haben Anspruch auf größere Zeitsouveränität. Und sie müssen bezahlte Erwerbs- 

und unbezahlte Sorgearbeit gerecht zwischen den Geschlechtern verteilen können. Junge Menschen haben ungeachtet 

der Pandemie Anspruch auf gute Bildungs- und Ausbildungschancen.  

Wir fordern von allen demokratischen Parteien im Bundestagswahlkampf: 

 eine aktive, an den Herausforderungen der Transformation orientierte Arbeitsmarktpolitik, die durch passgenaue und 

verbindliche Freistellungs- und abgesicherte Weiterbildungsansprüche Sicherheit im digitalen und sozial-ökologi-

schen Wandel schafft. Dies erfordert insbesondere 

 ein Recht auf lebensbegleitendes Lernen unabhängig von Lebensalter und sozialem Status, das einen chancen-

gerechten Zugang aller zu Bildung, gesellschaftlicher Teilhabe und zum Arbeitsmarkt ermöglicht. 

 einen Rechtsrahmen für freiwilliges sowie gesundheitsgerechtes mobiles Arbeiten inklusive Home Office, der 

durch betriebliche Mitbestimmung und Tarifverträge zu konkretisieren ist.  

 rechtliche Rahmenbedingungen zur Nutzung ausschließlich vertrauenswürdiger und diskriminierungsfreier digita-

ler Technologien und Künstlicher Intelligenz für Gute Arbeit (Gute Arbeit by Design). 

 faire Arbeitsbedingungen für Beschäftigte in der Plattformökonomie, inklusive sozialer Absicherung von Solo-

selbstständigen. 

 eine sozial gerechte Ordnung des Arbeitsmarktes und die Überwindung aller Formen prekärer Beschäftigung, insbe-

sondere durch 

 die Einführung der Sozialversicherungspflicht für alle Beschäftigungsverhältnisse ab der ersten Arbeitsstunde, 

 die Abschaffung von sachgrundlos befristeten Beschäftigungsverhältnissen,  

 die Einschränkung von Leiharbeit und Werkverträgen sowie des Einsatzes von Sub- bzw. Nachunternehmern.  

 bessere Kontrollen und Sanktionierung von Verstößen gegen Mindestarbeitsbedingungen durch den Aufbau ei-

ner schlagkräftigen Arbeitsinspektion. 
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 eine Stärkung der Arbeitslosenversicherung durch eine aufgestockte Finanzbasis, einen verlängerten Anspruch auf 

Arbeitslosengeld und mehr aktive Hilfen im strukturellen Wandel. 

 die Beibehaltung der geltenden Grenzen von täglicher Höchstarbeitszeit und von Ruhezeiten bei gleichzeitiger flä-

chendeckender Verpflichtung zur Erfassung der Arbeitszeiten.  

 die sofortige Erhöhung des Mindestlohns auf mindestens 12 Euro und die Abschaffung der Ausnahmen sowie Maß-

nahmen, die die Einhaltung und Durchsetzung des Mindestlohns verbessern.  

 Verbesserungen für Auszubildende und im Bildungssystem vor allem durch 

 eine Ausbildungsgarantie, die den Einstieg in das erste Ausbildungsjahr eines anerkannten Ausbildungsberufs 

regelt, sowie einen fairen finanziellen Ausgleich zwischen ausbildenden und nicht-ausbildenden Betrieben 

(Fonds oder Umlage). 

 eine gezieltere Förderung von Studierenden, indem das BAföG gestärkt und zu einem Instrument lebenslangen 

Lernens weiterentwickelt wird.  

 den forcierten Ausbau von bezahlbarem Wohnraum für Auszubildende und Studierende. 

 eine Aufstockung und Verstetigung der Bundesmittel für den Ausbau der digitalen Infrastruktur für allgemeinbil-

dende und berufliche Schulen sowie für Volkshoch- und Musikschulen. 

 die Umsetzung des Rechtsanspruchs auf und deutlich mehr Investitionen in die Ganztagsbetreuung für Kinder, 

um Eltern bessere Möglichkeiten einer partnerschaftlichen Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit zu eröffnen. 

 

3. Sozialstaat stärken – Sicherheit im Wandel garantieren 

Unser Sozialstaat wirkt. Die Menschen in unserem Land können sich auf ihn verlassen. Aber die Herausforderungen für 

die sozialen Sicherungssysteme sind groß. Ihre langfristige Leistungsfähigkeit und ihr hohes Leistungsniveau können nur 

durch solidarische Lösungen garantiert werden. Das zeigt sich besonders deutlich bei der gesetzlichen Rente. Die Erfah-

rungen in der Corona-Krise haben deutlich gemacht, dass die fortschreitende Ökonomisierung und Privatisierung tiefe 

Spuren im Sozialstaat und bei der öffentlichen Daseinsvorsorge hinterlassen haben. Ungleichheit und Spaltung wurden 

befördert, die Versorgungssicherheit der Menschen hat über die Jahre gelitten. Die Beschäftigten etwa im Gesundheits-

wesen, in den Bildungsbereichen und in der Pflege von Kranken und Älteren brauchen gute Löhne und Arbeitsbedingun-

gen. Und es wird deutlich mehr Personal benötigt. Es reicht nicht aus, wenn die Politik den vorwiegend weiblichen Be-

schäftigten für ihren tagtäglichen Einsatz applaudiert. Personenbezogene Dienstleitungen müssen endlich aufgewertet 

werden.  

Gesundheitliche Daseinsvorsorge muss sich vor allem nach den Bedarfen der Versicherten und der Beschäftigten richten. 

Das Streben nach Renditen muss künftig ausgeschlossen werden, wo es um das höchste menschliche Gut, die Gesund-

heit, geht. 

Wir fordern von allen demokratischen Parteien im Bundestagswahlkampf: 

 eine solidarische Finanzierung aller Sozialversicherungszweige durch 

 paritätische Beiträge zur gesetzlichen Arbeitslosen-, Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung. 

 ein paritätisch finanziertes, solidarisches und selbstverwaltetes Gesundheitssystem. 
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 den Umbau der Gesetzlichen Krankenversicherung zu einer solidarischen Bürgerversicherung für Alle. 

 die Weiterentwicklung der Pflegeversicherung zu einer Pflegebürgervollversicherung, die alle pflegerischen Kos-

ten abdeckt und die Pflegebedürftigen spürbar entlastet.  

 den Einstieg in eine solidarische Erwerbstätigenversicherung bei der gesetzlichen Rente, die alle nicht obligato-

risch Abgesicherten einbezieht. 

 ein gesetzliches Rentenniveau von mindestens 48 Prozent, das in einem weiteren Schritt angehoben werden soll auf 

etwa 50 Prozent – ohne dass die Regelaltersgrenze angehoben wird. 

 eine gesetzliche Rente, die 

 Allen im Alter ein Leben in Würde ermöglicht und Ausdruck der Anerkennung von langjähriger Beitragszahlung 

ist, einschließlich Zeiten der Kindererziehung und Pflege. 

 einen guten Übergang in eine abschlagsfreie Rente für Beschäftigte ermöglicht, die jahrzehntelang unter enor-

men Belastungen arbeiten mussten.  

 die Stärkung und größere Verbreitung der betrieblichen Altersvorsorge, die eine doppelte Besteuerung von Renten-

beiträgen bzw. Rentenzahlungen grundsätzlich ausschließt. 

 

4. Transformation nachhaltig gestalten – Wohlstand sichern  

Die Energie- und Mobilitätswende sowie die Digitalisierung von Produkten und Prozessen werden unsere Wirtschaft stark 

verändern. Die Gestaltung dieser Transformation muss sich in Deutschland und Europa daran orientieren, dass sie gerecht 

abläuft und die Beschäftigten die Umbauprozesse mitgestalten können. Die Sicherung natürlicher Lebensgrundlagen und 

der Erhalt von Wohlstand und Beschäftigung sind kein Gegensatz. Wir setzen uns dafür ein, dass Mobilität klimafreund-

lich, für alle zugänglich und bezahlbar ist, der Energiesektor für Haushalte und Industrie ausreichend bezahlbare Elektrizi-

tät aus erneuerbaren Energien bereitstellt, speichert und transportiert, die industrielle Wertschöpfung auf die neuen Tech-

nologien und Produkte ausgerichtet wird und die Beschäftigten verlässliche berufliche Perspektiven bekommen. 

Negative wirtschaftliche und gesellschaftliche Folgeschäden der Corona-Pandemie wurden durch massive staatliche Kon-

junktur- und Investitionsprogramme in Grenzen gehalten. Damit wurden zugleich wichtige und richtige Weichen für eine 

nachhaltige Gestaltung des sozial-ökologischen Umbaus gestellt. Anspruchsvolle CO2-Regulierung hat Folgen für die Be-

schäftigung und für die Wirtschaftsstruktur. Politisches Handeln muss deshalb nachvollziehbare Wege zur Realisierung 

der Ziele aufzeigen und vor allem durch eine gezielte Industrie-, Dienstleistungs- und Strukturpolitik den erforderlichen 

Wandel unterstützen, der durch eine aktive Arbeitsmarkt- und Qualifizierungspolitik flankiert wird. Das ist die Grundlage 

dafür, dass politische Entscheidungen nicht bloß als „Zielbasar“ erlebt werden, und Beschäftigte und Verbraucher die 

Folgen zu tragen haben. 

Wir fordern von allen demokratischen Parteien im Bundestagswahlkampf: 

 eine gerechte Gestaltung der sozial-ökologischen Transformation der Wirtschaft auf Grundlage einer aktiven und 

digitalen Industrie-, Dienstleistungs- und Strukturpolitik, durch 

 die Verbindung ökologischer Tragfähigkeit mit inklusivem Wachstum und sozialem Fortschritt. 
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 die Ausweitung öffentlicher und die Förderung von privaten Investitionen in die Transformation, etwa durch die 

Weiterentwicklung des Wirtschaftsstabilisierungs- zu einem Transformationsfonds. 

 die Förderung sozial-ökologischer Forschung und Entwicklung für transformationsrelevante Innovationen  

 den klimaneutralen Umbau bestehender Wirtschaftsstrukturen und den Erhalt vorhandener Wertschöpfungsnetz-

werke aus Industrie und Dienstleistungen anstelle einer Politik provozierter Strukturbrüche. 

 politische Anreize für ökologisch und sozial nachhaltige private Investitionen. Eine entscheidende Rolle müssen 

dabei befähigende Instrumente wie “Carbon Contracts for Difference“ spielen. 

 den Um- und Ausbau einer nachhaltigen Energie-, Verkehrs- und digitalen Infrastruktur, Hand in Hand gehend 

mit umfassender Qualifizierung, Guter Arbeit und der Schaffung zukunftsfähiger und mitbestimmter Arbeits-

plätze. 

 die flächendeckende Einrichtung von Transformationsbeiräten für den regionalen Strukturwandel. 

 einen ‚Masterplan Mobilität‘ und eine langfristig abgesicherte Investitionsoffensive für eine leistungsfähige, kli-

mafreundliche und inklusive Verkehrsinfrastruktur. 

 einen Rahmen zum Aufbau einer Wasserstoff-Wirtschaft mit Innovations- und Arbeitsplatzpotential in Deutsch-

land und Europa .  

 einen beschleunigten Ausbau der Erneuerbaren Energien mit einem passenden, förderlichen Planungsrecht. 

 die Senkung der Stromkosten für Unternehmen und private Haushalte. Hierzu muss die komplette Finanzierung 

der EEG-Umlage über den Bundeshaushalt sowie die Senkung der Stromsteuer auf das notwendige Minimum 

erfolgen. 

 die Weiterentwicklung zu einer nachhaltigen Agrar- und Lebensmittelpolitik, die Klima- und Umweltschutz 

ebenso im Blick hat wie Gute Arbeit in der Lebensmittelproduktion entlang der gesamten Lieferkette und die 

Interessen der Verbraucherinnen und Verbraucher an guten Lebensmitteln. 

 

5. Die Handlungsfähigkeit des Staates stärken – für Verteilungsgerechtigkeit sorgen 

In der Pandemie hat sich erneut gezeigt, dass die Menschen von einem handlungsfähigen und aktiven Staat profi-

tieren: erhebliche öffentliche Investitionen, Konjunkturprogramme und umfassende Sozialleistungen haben das 

Schlimmste verhindert. Das kann zur Blaupause für die Transformationsaufgaben werden, die vor uns liegen. Wir 

können es uns nicht länger leisten, am falschen Dogma des „schlanken Staates“ festzuhalten. Es ist höchste Zeit, 

die Einnahmensituation und die finanzpolitischen Handlungsspielräume von Bund, Ländern und Kommunen deutlich 

zu verbessern. Und es ist Zeit für die Angleichung der Lebensverhältnisse in Ost und West sowie mehr Verteilungs- 

und Geschlechtergerechtigkeit beim Einsatz öffentlicher Gelder.  

Gleichzeitig müssen die Kosten für die Überwindung der Corona-Krise und für die erfolgreiche Gestaltung des Über-

gangs in eine klimaneutrale und digitale Wirtschafts- und Arbeitswelt gerecht verteilt werden. Keinesfalls dürfen die 

Lasten einseitig auf die Beschäftigten abgewälzt werden. Daher braucht unser Land eine andere Steuerpolitik, die 

die Finanzierung unseres Gemeinwesens durch eine gerechte Lastenverteilung sicherstellt. 
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Wir fordern von allen demokratischen Parteien im Bundestagswahlkampf: 

 eine Finanz- und Steuerpolitik, die die Handlungsfähigkeit des Staates sowie eine umfassende öffentliche Daseinsvor-

sorge und innere Sicherheit gewährleistet und für Verteilungs- und Chancengleichheit sorgt – einschließlich 

 Investitionen in Infrastruktur, Bildung, Digitalisierung, bezahlbares Wohnen sowie Mobilität, einer Neujustierung 

staatlicher Aufgaben und einer bedarfsgerechten Personalausstattung des Öffentlichen Dienstes auf allen Ebe-

nen.  

 einer umfassenden Reform der Schuldenbremse und einer möglichst langfristigen Tilgung coronabedingt aufge-

nommener Kredite. 

 einer konsequenten und umgehungsfreien Besteuerung nach dem Maßstab der finanziellen Leistungsfähigkeit. 

Normal- und Geringverdienende müssen entlastet werden, Top-Verdienende, Vermögen, hohe Erbschaften und 

gewinnträchtige, insbesondere multinationale Unternehmen endlich mehr zum Gemeinwesen beitragen.  

 

6. Solidarisches Europa verwirklichen – Europas Handlungsfähigkeit für die Gestaltung einer fairen Glo-
balisierung sichern 

Kein EU-Mitgliedstaat ist in der Lage, die Herausforderungen von Klimawandel, Digitalisierung, Globalisierung, Flucht 

und Migration sowie die Pandemiefolgen im Alleingang zu bewältigen. Um gemeinsam handlungsfähig zu sein, müssen 

sich die Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf die EU-Gründungsidee als soziales Friedensprojekt und die gemein-

samen humanitären und demokratisch-rechtsstaatlichen Werte zurückbesinnen. Das EU-Aufbauprogramm, mit dem die 

wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Corona-Krise abgefedert werden, könnte für einen solidarischen Neuanfang ste-

hen. 

Gleichzeitig ist Europa tief gespalten. Großbritannien hat mit dem ungeordneten Brexit den endgültigen Bruch mit der EU 

vollzogen. Die Regierungen von Polen und Ungarn treten demokratische Prinzipien mit Füßen und höhlen den Rechts-

staat aus. Der Brand des Flüchtlingslagers Moria auf Lesbos hat verdeutlicht, wie wenig die EU-Mitgliedstaaten willens 

sind, gemeinsam ihrer humanitären Verantwortung gerecht zu werden. 

Als größter Mitgliedstaat nimmt Deutschland mit seiner Europapolitik entscheidenden Einfluss auf den künftigen Kurs der 

europäischen Integration. Die deutsche Europapolitik ist deshalb besonders gefordert, wenn es darum geht, sich für ein 

souveränes, solidarisches und handlungsfähiges Europa stark zu machen. 

Wir fordern von allen demokratischen Parteien im Bundestagswahlkampf: 

 ein solidarisches, soziales und handlungsfähiges Europa, 

 in dem Mindeststandards der sozialen Grundsicherung und der nationalen Arbeitslosenversicherung gelten und 

in dem jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer zumindest Anspruch auf einen gerechten Mindestlohn er-

hält. 

 das tarifliche Standards und die nationalen sozialen Sicherungssysteme stärkt und Missbrauch der Grundfreihei-

ten bekämpft. 

 das den sozialen Grundrechten mit einer sozialen Fortschrittsklausel Vorrang vor den Binnenmarktfreiheiten ein-

räumt. 
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 das einen fairen Wettbewerb unter den Unternehmen fördert, grenzüberschreitende Mobilität für die Beschäftig-

ten nach dem Grundsatz „gleicher Lohn für die gleiche Arbeit am gleichen Ort“ gewährleistet und die nationa-

len Kontrollbehörden mit entsprechenden grenzüberschreitenden Instrumenten, wie etwa einer europäischen 

Sozialversicherungsnummer, ausstattet. 

 welches das durch gemeinschaftliche Schuldenaufnahme finanzierte EU-Wiederaufbauprogramm (Next Genera-

tion EU) nach 2023 in ein umfangreiches EU-Zukunftsinvestitionsprogramm mit dem Schwerpunkt der sozial-

ökologischen Transformation überführt und demokratisch verwaltet. 

 das eine Reform der europäischen Fiskalregeln vorantreibt, in deren Zentrum die Stärkung öffentlicher Investitio-

nen, ein höherer Verschuldungsspielraum sowie die Abschaffung des Fiskalpaktes stehen. 

 das eine europäische Wirtschaftspolitik fördert, die auf ein demokratisches Fundament gestellt wird, sich an 

nachhaltigem Wohlstand und Konvergenz orientiert und mit dem Spardiktat der letzten Jahre bricht. Dazu ge-

hört auch eine stabile Währungsunion, die sich unabhängiger macht von dem „Wohlwollen“ der Finanzmärkte 

durch gemeinsame, europäische Anleihen.  

 das mit dem europäischen Green Deal die klimaneutrale Modernisierung von Gesellschaft und Wirtschaft voran-

treibt, die Beteiligung der Beschäftigten bei der Umsetzung stärkt und nachhaltigen Wohlstand in Europa 

schafft. 

 das Entstehung und Erhaltung europäischer Wertschöpfungsketten insbesondere für solche Güter fördert, die für 

die Gesundheit der Menschen und das Funktionieren unserer Volkswirtschaften zwingend ständig verfügbar sein 

müssen. 

 das sich als Motor der Geschlechtergerechtigkeit versteht. 

 das die Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit innerhalb der EU stärkt, insbesondere durch Etablierung von 

Mindeststandards und verbesserter Kontrollmechanismen in der Jugendgarantie. 

 ein geeintes und souveränes Europa, das sich stark macht für eine faire Gestaltung der Globalisierung und Transfor-

mation, indem es  

 eine wirksame Regulierung der internationalen Finanzmärkte und deren nachhaltige Entwicklung voranbringt. 

 eine internationale Handelspolitik umsetzt, die den Multilateralismus und die Rechte von Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern sowie ökologische Standards stärkt. 

 ein Europa, das seiner humanitären Verantwortung nachkommt  

 beim Schutz und bei der Durchsetzung der Beschäftigtenrechte in den globalen Lieferketten. 

 indem es ein EU-weites solidarisches System zur Aufnahme und Integration von Geflüchteten schafft, menschen-

rechtliche Verpflichtungen umsetzt, gemeinschaftlich finanziert und Mitgliedstaaten unterstützt, die dabei be-

sondere Lasten zu tragen haben. 

 


